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Nichtverjährung von Nazi- und Kriegsverbrechen - 
Prinzip des Völkerrechts
Prof. Dr. sc. EDUARD RABOFSKI, Wien

Der nachstehende Beitrag wurde auszugsweise der Zeit
schrift „Der neue Mahnruf“, Organ des Bundesverbandes 
österreichischer Widerstandskämpfer und Opfer des 
Faschismus, Heft 3/79 entnommen.

Die zur Durchführung der Ausrottungspläne des Hitler-Regimes 
begangenen Straftaten wurden vom Völkerrecht als Kriegs
verbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit erfaßt 
und geahndet. Sie sind selbst von allgemeinen kriminellen De
likten schwerster Art wie Mord oder Gewaltverbrechen grund
sätzlich zu unterscheiden. Werden diese von einzelnen Men
schen oder von Gruppen begangen, so handelt es sich bei 
jenen um einen Akt der hitlerschen Staatspolitik, die im Ge- 
nocid gipfelt. Die Taten sind in das Bewußtsein der Völker 
als Nazi-Kriegsverbrechen eingegangen, weil sie, gestützt auf 
die Machtorgane Deutschlands, mit unbeschreiblicher Grau
samkeit begangen wurden und vielen Millionen Menschen in 
zahlreichen Ländern Europas das Leben kosteten. Das Verbre
chen richtete sich gegen die Existenz ganzer Nationen, Rassen, 
politischer Parteien, Gewerkschaften, Religionen. Wegen ihrer 
furchtbaren Gefahr für den Frieden, die Menschlichkeit, die 
Unabhängigkeit der Völker wurden die Kriegsverbrechen von 
den Vereinten Nationen besonders verurteilt und die Bestra
fung der Kriegsverbrechen zu einem vorrangigen Prinzip des 
modernen Völkerrechts und damit zu einer Völkerrechtspflicht 
erhoben.

Schon die Haager Konvention, 1907, aber auch die Genfer 
Konvention, 1929, begründeten die Strafbarkeit von Verbre
chen, wie sie von Hitler-Deutschland bei seinen Aggressions
akten seit 1938 begangen wurden. Die Moskauer Deklaration 
vom 30. Oktober 1943 kündigte namens der UdSSR, der USA 
und Großbritanniens sowie 32 anderer Staaten die Bestrafung 
der Hitler-Verbrechen an, auf die im Februar 1945 bei der 
Konferenz von Jalta neuerdings verwiesen wurde. Das Pots
damer Abkommen vom 2. August 1945 enthielt eine spezielle 
Vereinbarung über die Verfolgung und Bestrafung der Nazi- 
und Kriegsverbrechen, die im Statut des Internationalen Militär
tribunals von Nürnberg vom 8. August 1945 zur Ausprägung von 
Rechtsnormen eines Strafrechts im System des Völkerrechts 
führte. Damit wurden die völkerrechtlichen Grundlagen der 
Verfolgung und Bestrafung der NS-Verbrechen „bis ans Ende 
der Welt" als örtlich und zeitlich unbeschränkte Rechtspflicht 
aller Staaten eindeutig festgelegt. Die Menschenrechtscharta 
der Vereinten Nationen des Jahres 1945 und die Menschen
rechtsdeklaration vom 10. Dezember 1948 bilden mit der UNO- 
Konvention über die Bestrafung des Völkermordes vom 9. De
zember 1948 ein gegen die Kriegsverbrechen und Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit zielendes Gesamtkonzept der Ver
einten Nationen, in dessen Rahmen die uneingeschränkte Be
strafung der NS-Kriegsverbrechen aus Gründen der Prävention 
völkerrechtlich gewährleistet wurde.

So wie das Völkerrecht allgemein keine Verjährung kennt, 
so sehen auch die völkerrechtlichen Regeln über die Verbre
chen gegen die Menschlichkeit, ebensowenig wie die im Falle 
der Ermordung von Kriegsgefangenen keine Verjährung der 
Strafverfolgung vor. Darüber sind Fachleute des Völkerrechts 
und des damit verbundenen Strafrechts wie Dr. Robert M. W. 
Kempner, Anklagevertreter der USA in Nürnberg, und Prof. Dr. 
Lew Smirnow, ehemals Mitarbeiter im Stab des sowjetischen 
Anklägers im Nürnberger Prozeß, völlig einer Meinung.

Das Verjährungsproblem ergab sich erst, als in der BRD 
versucht wurde, die NS-Kriegsverbrechen und Verbrechen ge

gen die Menschlichkeit unter Anwendung der Normen des 
deutschen Strafgesetzbuches von 1871 der allgemeinen Krimi
nalität gleichzustellen.

Dieser Versuch einer völkerrechtswidrigen und staatsrecht
lich unzulässigen Generalamnestie für NS-Verbrecher fand 
weltweite Ablehnung und ist mit dem Beschluß der Vereinten 
Nationen vom 26. November 1968 betreffend die Konvention 
über die Nichtverjährung von Kriegsverbrechen und Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit moralisch und völkerrechtlich abge
lehnt worden.

Da lediglich in der BRD eine solche Heranziehung von Be
stimmungen des normalen Strafgesetzes zur Verjährung von 
Kriegsverbrechen vorgesehen war, mußte die Konvention ge
radezu als eine völkerrechtliche lex specialis über die Praxis 
der Aufdeckung und Bestrafung der NS-Kriegsverbrechen an
gesehen werden. In der Folge wurde ungeachtet aller auf 
geltendes Recht der BRD bezogenen Argumente die Verjäh
rung von Mordtaten zunächst bis Ende 1969 erstreckt und spä
ter, durch die Einführung einer 30jährigen Verjährungsfrist für 
Mord, die Verfolgung auch von Kriegsverbrechen und Verbre
chen gegen die Menschlichkeit bis 31. Dezember 1979 befristet. 
Diese auf eine Generalamnestie für Nazi-Verbrechen hinaus
laufende Gleichsetzung der schwersten Verbrechen gegen die 
Völker mit gewöhnlicher Kriminalität wurde von zahlreichen 
Institutionen als im Widerspruch zum Völkerrecht stehend nach
gewiesen, ferner als dem Grundgesetz der BRD zuwiderlaufend 
erkannt und schließlich auch vom Europarat eindeutig abge
lehnt.

Prof. Dr. Rabofski äußerte sich gegenüber der „Neuen 
Justiz“ ergänzend zu Diskussionen in der BRD, die auf 
eine Gleichsetzung dieser Verbrechen mit der allgemeinen 
Kriminalität abzielen:

Die parlamentarischen Beratungen der jüngsten Zeit lassen 
erkennen, daß der Bundestag in Bonn die in der BRD und im 
Ausland immer massiver werdenden Proteste gegen die ge
plante Verjährung der NS-Kriegsverbrechen nicht übergehen 
kann. Die Inhalte der verschiedenen Anträge zum Verjährungs
problem geben jedoch zu den schwersten Bedenken Anlaß. 
Es ist offenkundig beabsichtigt, die völkerrechtliche Bedeutung 
der Massenverbrechen der Hitlerschergen durch teilweise An
hebung der Verjährungsvorschriften im Bereich der normalen 
Kriminalität untergehen zu lassen.

Die Spitzen der im Bundestag vertretenen Parteien wollen 
die von ihnen verschuldete bisherige Nichtbewältigung der 
NS-Verbrechen durch einen Gesetzesakt überwinden, indem 
sie schlicht und bieder jeden Mord für unverjährbar erklären. 
Es ist deutlich, daß dieser Weg nur deshalb gewählt wird, um 
einem eindeutigen Bekenntnis zur völkerrechtlichen Pflicht der 
BRD auszuweichen, die weltgeschichtlich unbestreitbaren, gi
gantischen Verbrechen der Nazis gegen die Völker restlos auf
zuklären, die Täter anzuklagen und zu verurteilen.

Ein solcher Gesetzesakt wäre nicht nur juristisch höchst un
korrekt, sondern würde vor allem bei jenen Nationen, die durch 
die NS-Kriegsverbrechen in ihrer staatlichen Existenz gefähr
lich bedroht wurden, jeden Glauben an eine wirkliche Über
windung der Nazivergangenheit durch die BRD zerstören. Um 
so dringender ist es, die Parlamentarier der BRD an die völ
kerrechtliche Pflicht,zu erinnern, für deren Realisierung die ge
setzgebende Körperschaft in erster Linie verantwortlich ist.


